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(2) Wahlgeräte im Sinne von Absatz 1, müssen die Geheim­
haltung der Stimmabgabe gewährleisten. Ihre Bauart muß 
für die Verwendung bei Wahlen zum Deutschen Bundestag 
amtlich für einzelne Wahlen oder allgemein zugelassen sein. 
Uber die Zulassung entscheidet der Bundesminister des In­
nern auf Antrag des Herstellers des Wahlgerätes. Die Ver­
wendung eines amtlich zugelassenen Wahlgerätes bedarf der 
Genehmigung durch den Bundesminister des Innern. Die Ge­
nehmigung kann für einzelne Wahlen oder allgemein ausge­
sprochen werden.

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, durch 
Kechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, nähere Bestimmungen zu erlassen über
1. die Voraussetzungen für die amtliche Zulassung der Bau­

art von Wahlgeräten sowie für die Rücknahme und den 
Widerruf der Zulassung,

2. das Verfahren für die amtliche Zulassung der Bauart,
3. das Verfahren für die Prüfung eines Wahlgerätes auf 

die der amtlich zugelassenen Bauart entsprechende Aus­
führung,

4. die öffentliche Erprobung eines Wahlgerätes vor seiner 
Verwendung,

5. das Verfahren für die amtliche Genehmigung der Ver­
wendung sowie für die Rücknahme und den Widerruf 
der Genehmigung,

6. die durch die Verwendung von Wahlgeräten bedingten 
Besonderheiten im Zusammenhang mit der Wahl.

Die Rechtsverordnung ergeht in den Fällen der Nummern 1 
und 3 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt­
schaft.

(4) Für die Betätigung eines Wahlgerätes gilt § 33 Abs. 1 
Satz 1 und'Abs. 2 entsprechend.

§36
Briefwahl

(1) Bei der Briefwahl hat der Wähler dem Kreiswahlleiter 
des Wahlkreises, in dem der Wahlschein ausgestellt worden 
ist, im verschlossenen Wahlbriefumschlag

a) seinen Wahlschein,
b) in einem besonderen verschlossenen Umschlag seinen 

Stimmzettel
so rechtzeitig zu übersenden, daß der Wahlbrief spätestens 
am Wahltage bis 18 Uhr eingeht. § 33 Abs. 2 gilt entspre­
chend.

(2) Auf dem Wahlschein hat der Wähler oder die Person 
seines Vertrauens gegenüber dem Kreiswahlleiter an Eides 
Statt zu versichern, daß der Stimmzettel persönlich oder ge­
mäß dem erklärten Willen des Wählers gekennzeichnet wor­
den ist. Der Kreiswahlleiter ist zur Abnahme einer solchen 
Versicherung an Eides Statt zuständig; er gilti als Behörde 
im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches.-

(3) Im Falle einer Anordnung der Landesregierung oder 
der von ihr bestimmten Stelle nach, § 8 Abs. 3 tritt an die 
Stelle des Kreiswahlleiters in Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 
die Gemeindebehörde, die den Wahlschein ausgestellt hat, 
oder die Verwaltungsbehörde des Kreises, in dem diese Ge­
meinde liegt.

(4) Wahlbriefe können von den Absendern bei der Deut­
schen Bundespost als Standardbriefe ohne besondere Ver­
sendungsform unentgeltlich eingeliefert werden, wenn sie 
sich in amtlichen Wahlbriefumschlägen befinden. Bei Inan­
spruchnahme einer besonderen Versendungsform hat der Ab­
sender den das jeweils für die Briefbeförderung gültige Lei­
stungsentgelt übersteigenden Betrag zu tragen. Der Bund ent­
richtet an das Unternehmen Deutsche Bundespost POST­
DIENST für jeden von ihr beförderten, unfrei eingelieferten 
oder durch eine besondere Versendungsform übermittelten 
amtlichen Wahlbriefumschlag das jeweils für die Briefbeför­
derung gültige Leistungsentgelt.

S e c h s t e r  A b s c h n i t t  
Feststellung des Wahlergebnisses

§37
Feststellung des Wahlergebnisses 

im Wahlbezirk
Nach Beendigung der Wahlhandlung stellt der Wahlvor­

stand fest, wieviel Stimmen im Wahlbezirk auf die einzelnen 
Kreiswahlvorschläge und Landeslisten abgegeben worden 
sind.

§38
Feststellung des Briefwahlergebnisses

Der für die Briefwahl eingesetzte Wahlvorstand stellt fest, 
wieviel durch Briefwahl abgegebene Stimmen auf die ein­
zelnen Kreiswahlvorschläge und Landeslisten entfallen.

§39
Ungültige Stimmen, Zurückweisung 
von Wahlbriefen, Auslegungsregeln

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel
1. nicht in einem amtlichen Wahlumschlag abgegeben wor­

den ist,
2. in einem Wahlumschlag abgegeben worden ist, der offen­

sichtlich in einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise 
von den übrigen abweicht oder einen deutlich fühlbaren 
Gegenstand enthält,

3. nicht amtlich hergestellt ist oder für einen anderen Wahl­
kreis gültig ist,

4. keine Kennzeichnung enthält,
5. den Willen des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen 

läßt,
6. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält.

In den Fällen der Nummern I bis 4 sind beide Stimmen un­
gültig.

(2) Mehrere in einem Wahlumschlag enthaltene Stimmzet­
tel gelten als ein Stimmzettel, wenn sie gleich, lauten oder 
nur einer von ihnen gekennzeichnet ist; sonst zählen sie als 
ein Stimmzettel mit zwei ungültigen Stimmen.

(3) Ist der Wahlumschlag leer abgegeben worden, so gelten 
beide Stimmen als ungültig. Enthält der Stimmzettel nur eine 
Stimmabgabe, so ist die nicht abgegebene Stimme ungültig.

(4) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurückzuweisen, 
wenn
1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist,
2. dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger Wahl­

schein beiliegt,
3. dem Wahlbriefumschlag kein Wahlumschlag beigefügt 

ist,
4. weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlumschlag 

verschlossen ist,
5. der Wahlbriefumschlag mehrere Wahlumschläge, aber 

nicht eine gleiche Anzahl gültiger und mit der vorge­
schriebenen Versicherung an Eides Statt versehener 
Wahlscheine enthält,

6. der Wähler oder die Person seines Vertrauens die vor­
geschriebene Versicherung an Eides Statt zur Briefwahl 
auf dem Wahlschein nicht unterschrieben hat,

7. kein amtlicher Wiahlumschlag benutzt worden ist,
8. ein Wahlumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich 

in einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von den 
übrigen abweicht oder einen deutlich fühlbaren Gegen­
stand enthält.

Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden nicht als 
Wähler gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben.

(5) Die Stimmen eines Wählers, der an der Briefwahl teil­
genommen hat, werden nicht dadurch ungültig, daß er vor


